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Versorgungsmängel trotz 
Einkommenssteigerungen in der DDR
Zur Entwicklung der Einkommenssituation 
privater Haushalte in beiden deutschen Staaten
Gegenstand des vorliegenden Beitrags ist die Gegenüberstellung der Einkommenssi­
tuation privater Haushalte in der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik. Mit Hilfe von Zeitreihen sozialer Indikatoren wird die 
Entwicklung ausgewählter monetärer Aspekte der materiellen Versorgung privater 
Haushalte über einen möglichst langen Zeitraum verglichen. Soweit die dazu notwen­
digen Daten vorliegen, ist das besondere Interesse auf die Situation in der ehemaligen 
DDR unmittelbar vor und nach der politischen Wiedervereinigung beider deutscher 
Staaten im Jahr 1990 gerichtet, da von diesem Ereignis erhebliche Veränderungen der 
Einkommens^ und Verbrauchssituation der Bevölkerung ausgingen. Der Beitrag 
versteht sich als Teil einer retrospektiven gesellschaftlichen Dauerbeobachtung mit 
gesamtdeutschem Blickwinkel, deren Ergebnisse für das Verständnis der jüngsten 
Entwicklungen in Deutschland nicht ohne Bedeutung sind.
Ein empirischer Vergleich der Einkom­
mensverwendung privater Haushalte in 
beiden deutschen Staaten wird durch die 
Tatsache erschwert, daß das System Volks­
wirtschaftlicher Gesamtrechnungen der 
Vereinten Nationen, wie es in der Bundes­
republik Deutschland verwendet wird, und 
das System Volkswirtschaftlicher Bilan­
zen des Rates für gegenseitige Wirtschafts­
hilfe, das den volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnungen in der ehemaligen Deut­
schen Demokratischen Republik zugrunde 
lag, sich in den Begriffen, Definitionen und 
Abgrenzungen erheblich voneinander un­
terscheiden. Als Ausweg aus diesem grund­
sätzlichen Dilemma bietet sich gegenwär­
tig an, den innerdeutschen Einkommens- 
Vergleich weitgehend von der Ebene der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
auf die inbeiden deutschen Staaten durch- 
geführteri einkommens- und verbrauchs­
statistischen Erhebungen zu verlagern. Weil 
es sich hierbei zwar um weitgehend ähnli­
che aber nicht völlig identische Stichpro­
ben handelt, basieren die jeweils zu verglei­
chenden Indikätorzeitreihen gewöhnlich 
auch nicht auf völlig identischen Einkom­
mensbegriffen und Haushaltsabgrenzungen. 
Die grundlegenden Vergleichsmöglichkei­
ten werden dadurch allerdings nicht we­
sentlich beeinträchtigt; allerdings müssen 
die numerischen Unterschiede zwischen 
den jeweiligen Zeitreihen bisweilen vor­
sichtiger interpretiert werden.
Kontinuierliche Zeitreihen über die Ent­
wicklung der Haushaltseinkommen in der
Bundesrepublik liegen auf der Basis der 
„LaufendenWirtschaftsrechnungen ausge­
wählter Haushalte“ für drei verschiedene 
Haushaltstypen vor. Am wichtigsten sind 
dabei die bis in das Jahr 1950 zurückrei­
chenden Daten des Haushaltstyps 2 :4-Per- 
sonen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittle­
rem Einkommen. Für die Darstellung der 
Entwicklung der Haushaltseinkommen in 
der DDR können auf der Grundlage der 
„Statistik des Haushaltsbudgets von Arbei­
ter- und Angestelltenhaushalten“ Zeitrei­
hen konstruiert werden, die mit dem Jahr 
1960 beginnen und fast bis zur Auflösung 
der Deutschen Demokratischen Republik 
reichen.
Wachstum des realen Haushaltsnetto­
einkommens auch in der DDR
Wegen der zunehmenden Einkommensbe­
lastung durch direkte Steuern und Pflicht­
beiträge zur Sozialversicherung sowie ins­
besondere wegen der steigenden Lebens­
haltungskosten in der Bundesrepublik weist 
vor allem die Zeitreihe des durchschnittli­
chen Haushaltsbruttoeinkommens aberauch 
die des Nettoeinkommens von 4-Personen- 
Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Ein­
kommen deutlich höhere Wachstumsraten 
auf als die Zeitreihe des realen Haushalts­
nettoeinkommens. Dagegen zeigen sich 
zwischen diesen drei Einkommensaggre­
gaten bei Arbeiter- und Angestelltenhaus­
halten in der DDR wegen der im Zeitablauf 
nur geringfügig gestiegenen gesetzlichen 
Einkommensbelastung sowie behördlich 
festgesetzter Preise kaum Unterschiede.
Vergleicht man die jährlichen Wachstums­
raten des realen Haushaltsnettoeinkommens 
von 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten 
mit mittlerem Einkommen in der Bundes­
republik Deutschland mit denen des Ein­
kommens von Arbeiter- und Angestellten­
haushalten in der Deutschen Demokrati-
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sehen Republik, so werden mehrere Unter­
schiede deutlich: Im vergleichbaren Zeit­
raum von 1961 bis 1988 weisen die Wachs­
tumsraten des realen Haushaltsnettoeinkom­
mens beim Haushaltstyp 2 größere Schwan­
kungen auf als die Einkommensentwick­
lung der Arbeiter- und Angestelltenhaus­
halte in der DDR. Zu Beginn der sechziger 
und dann wieder anfangs der siebziger Jah­
re konnten 4-Personen-Arbeitnehmerhaus­
halte mit mittlerem Einkommen in der Bun­
desrepublik höhere Realeinkommensstei­
gerungen verbuchen als die Arbeiter- und 
Angestelltenhaushalte in der DDR. Ande­
rerseits mußten sie aber auch in der zweiten 
Hälfte der sechziger und in der ersten Hälfte 
der achtziger Jahre im Gegensatz zu den 
Haushalten in der DDR in einzelnen Jahren 
geringfügige Realeinkommensverluste hin­
nehmen.
Bis zum Jahr 1988 war das reale Haushalts­
nettoeinkommen von Arbeiter- und Ange­
stelltenhaushalten in der Deutschen Demo­
kratischen Republik auf das 2,85fache des 
Niveaus von 1961 angestiegen. Bei den 4- 
Personen-Arbeitnehmerhaushalten mit mitt­
lerem Einkommen in der Bundesrepublik 
Deutschland fand im gleichen Zeitraum ein 
Einkommensanstieg um das 2,32fache statt. 
Bei dieser Entwicklung darf man allerdings 
das erhebliche Einkommensgefälle zwi­
schen beiden deutschen Staaten nicht außer 
acht lassen. So lag das durchschnittliche 
Haushaltsnettoeinkommen von Arbeiter­
und Angestelltenhaushalten in der DDR 
real, d.h. in Preisen von 1985, im Jahr 1960 
bei 727 Mark und im Jahr 1988 bei 2118 
Mark. Das entsprechende Haushaltsnetto­
einkommen von 4-Personen-Arbeitnehmer­
haushalten mit mittlerem Einkommen in 
der Bundesrepublik lag dagegen im Jahr 
1960 bei 1689 DM und erreichte bis 1988 
einen Betrag von 4102 DM.
Aber unabhängig vom Kaufkraftunterschied 
der von den privaten Haushalten in Ost und 
West erzielten Einkommen kann man aus 
dem Vergleich der Einkommenszuwächse 
nicht auf eine stärkere Wohlfahrtssteige­
rung in der DDR schließen. Dazu hätten 
den Realeinkommenssteigerungen auch die 
entsprechenden quantitativen und qualita­
tiven Verbesserungen des Waren- und 
Dienstleistungsangebots gegenüberstehen 
müssen. Das war allerdings nicht der Fall, 
denn in der DDR konnten selbst in den 
letzten Jahren eine ganze Reihe verbrauchs­
relevanter Waren nicht immer und überall 
von der Bevölkerung gekauft werden.
Höheres Versorgungsniveau mit öffent­
lichen Gütern und durch staatliche 
Transferleistungen in der Bundesrepu­
blik
Die Höhe des Nettoeinkommens ist für 
private Haushalte von größerer unmittelba­
rer Wohlfahrtsrelevanz als das Bruttoein­
kommen, denn das Haushaltsnettoeinkom­
men determiniert den monetären Rahmen, 
innerhalb dessen die materielle Versor­
gungssituation durch individuelle Konsu­
mentscheidungen der verschiedenen Haus­
haltsmitglieder gestaltet werden kann. Da­
neben hat aber auch die Belastung des Haus­
haltsbruttoeinkommens durch Einkom- 
menssteuem und Pflichtbeiträge zur ge­
setzlichen Sozialversicherung eine eigen­
ständige Bedeutung für die Wohlfahrt von 
Personen und Privathaushalten. Die direk­
ten Steuern auf private Einkommen sind 
ein wichtiger Bestandteil des allgemeinen 
Steueraufkommens, aus dem die verschie­
denen staatlichen Leistungen bereitgestellt 
werden, die von der Bevölkerung unent­
geltlich oder zu subventionierten Preisen in 
Anspruch genommen werden können. 
Durch die Beiträge zur Sozialversicherung 
wird die Kontinuität der materiellen Ver­
sorgung bei verschiedenen Einkommensri­
siken wie Arbeitslosigkeit und Krankheit 
sowie im Alter sichergestellt.
Die Abgabenbelastung des Haushaltsbrut­
toeinkommens aller privaten Haushalte 
durch Einkommenssteuem und Pflichtbei­
träge zur gesetzlichen Sozialversicherung 
ist in der Bundesrepublik Deutschland von 
22 Prozent zu Beginn des Untersuchungs­
zeitraums im Jahr 1960 kontinuierlich bis 
auf ungefähr 33 Prozent in der Mitte der 
siebziger Jahre angestiegen. Seitdem oszil­
liert sie um das erreichte hohe Niveau. 
Dagegen war die Abgabenbelastung des 
Haushaltsbruttoeinkommens von Arbeiter­
und Angestelltenhaushalten in der Deut­
schen Demokratischen Republik wesent­
lich niedriger und hat sich über den gesam­
ten Untersuchungszeitraum hinweg kaum 
verändert. Zwischen 1960 und 1990 fand 
lediglich ein Anstieg um zwei Prozent­
punkte von ungefähr dreizehn auf fünfzehn 
Prozent des Haushaltsbruttoeinkommens 
statt. Wegen der den beiden Zeitreihen zu­
grundeliegenden unterschiedlichen Haus­
haltsabgrenzungen sollte die Differenz der 
Abgabenbelastung des Bruttoeinkommens 
privater Haushalte in beiden deutschen 
Staaten nicht numerisch exakt interpretiert 
werden. Gleichwohl wird durch die höhere 
Belastung des Einkommens privater Haus­
halte in der Bundesrepublik deutlich, daß 
sich die Versorgung der Bevölkerung mit 
öffentlichen Gütern und durch staatliche 
Transferleistungen, unabhängig von den
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verschiedenartigenFinanzierungssystemen, 
auf einem höheren Niveau befand als in der 
DDR.
Rückgang des Anteils „restitutiver“ Aus­
gaben in beiden deutschen Staaten
Der Begriff des verfügbaren Haushaltsein­
kommens, der inhaltlich mit dem des Haus­
haltsnettoeinkommens fast identisch ist, 
suggeriert, daß die Verwendung dieses Ein­
kommens von den privaten Haushalten nach 
Belieben gestaltet werden kann. Das ist 
allerdings aus verschiedenen Gründen nicht 
der Fall. Insbesondere deshalb nicht, weil 
ein erheblicher Teil des Einkommens für 
unmittelbar lebensnotwendige Ausgaben 
zur Befriedigung der elementaren Grund­
bedürfnisse Nahrung, Kleidung und Woh­
nung aufgewendet werden muß. Dieser 
sogenannte restitutive Einkommensanteil 
ist in entwickelten Industrienationen nur 
schwer zu operationalisieren. Wenn man 
ihn wie im vorliegenden Beitrag durch die 
Ausgaben für Nahrungs- und Genußmittel, 
Bekleidung, Wohnungsmieten und Ener­
gie mißt, dann muß man berücksichtigen, 
daß mit steigendem materiellen Wohlstand 
der privaten Haushalte diese Ausgabenka­
tegorien neben ihren lebensnotwendigen 
Bestandteilen in zunehmendem Umfang 
auch Elemente enthalten, die dem gehobe­
nen Bedarf zuzurechnen sind. Dies trifft für 
die Bundesrepublik in weitaus stärkerem 
Maße zu als für die ehemalige DDR.
Die Entwicklung des Anteils der restituti- 
ven Ausgaben am verfügbaren Einkom­
men aller privaten Haushalte in der Bun­
desrepublik Deutschland weist, nicht zu­
letzt wegen des eben genannten Problems 
des gehobenen Bedarfs, über den gesamten 
Untersuchungszeitraum einen vergleichs­
weise geringen Rückgang um fünfeinhalb 
Prozentpunkte von 50 Prozent im Jahr 1960 
auf 44,5 Prozent im Jahr 1987 auf. Dagegen 
fällt bei den Arbeiter- und Angestellten­
haushalten in der Deutschen Demokrati­
schen Republik der Rückgang mit über 
fünfzehn Prozentpunkten deutlich stärker 
aus. Hier war allerdings auch mit einem 
restitutiven Einkommensanteil von rund 65 
Prozent das Ausgangsniveau im Jahr 1960 
wesentlich höher. Trotz einer deutlich ge­
ringeren Qualität und Vielfalt des Waren- 
und Dienstleistungsangebots sowie des 
wesentlich kleineren Anteils des in den 
restitutiven Ausgaben enthaltenen gehobe­
nen Bedarfs lag auch im Jahr 1987 der 
restitutive Einkommensanteil in der DDR 
noch über dem in der Bundesrepublik. Die 
Höhe des Anteils der restitutiven Ausgaben 
am verfügbaren Haushaltseinkommen ist 
in erster Linie abhängig von der Realein­
kommensentwicklung. Deshalb erklärt sich 
der Anstieg des restitutiven Einkommen­
santeils aller privaten Haushalte in der Bun­
desrepublik Deutschland zu Beginn der 
achtziger Jahre vor allem durch die in die­
sen Jahren stagnierenden Realeinkommen 
der privaten Haushalte.
Gegensätzliche Entwicklungen der rela­
tiven Mietbelastung
Während sich die Entwicklung des restitu­
tiven Einkommensanteils privater Haus­
halte in beiden deutschen Staaten nur im 
Ausgangsniveau und in der Stärke des Rück­
gangs aber nicht in der grundlegenden Ent­
wicklungsrichtung unterscheidet, zeigt die 
relative Mietbelastung privater Haushalte 
auch unter diesem Aspekt einen gegensätz­





------Privathaushalte West —— Privathaushalte Ost
Datenbasis: Statistisches Bundesamt und 
Staatl. Zentralverwaltung für Statistik
12
ISI Nr. 7 / Januar 1992
für Wohnungsmieten am verfügbaren Haus­
haltseinkommen aller privaten Haushalte 
ist in der Bundesrepublik Deutschland von 
acht Prozent im Jahr 1960 auf fast vierzehn 
Prozent im Jahr 1987 gestiegen. In der 
Deutschen Demokratischen Republik da­
gegen ist die relative Mietbelastung von 
Arbeiter- und Angestelltenhaushalten im 
Untersuchungszeitraum kontinuierlich von 
viereinhalb Prozent auf unter drei Prozent 
gesunken.
In diesen gegensätzlichen Entwicklungen 
kommen verschiedene Tatsachen zum Aus­
druck: In der Bundesrepublik wurde der 
Wohnungsbau und damit auch die Woh­
nungsversorgung der Bevölkerung in im­
mer größerem Umfang dem Marktmecha­
nismus überlassen. Die steigenden Mieten 
sind damit einerseits die Folge eines ständi­
gen Nachfrageüberhangs und andererseits 
das Ergebnis einer quantitativen und quali­
tativen Nachfrageveränderung nach mehr 
und besser ausgestattetem Wohnraum. In 
der DDR dagegen war der Wohnungsmarkt 
überwiegend staatlich reguliert und die 
Mietpreise wurden aus politischen Grün­
den auf niedrigem Niveau gehalten. Dies 
hatte allerdings eine erhebliche Verschlech­
terung der vorhandenen Wohnsubstanz zur 
Folge.
„Zwangssparen“ privater Haushalte in 
der DDR durch fehlendes Warenange­
bot
Daß die in vielen Konsumbereichen defizi­
täre Versorgungslage privater Haushalte in 
der Deutschen Demokratischen Republik 
zumindest in den achtziger Jahren weniger 
ein Problem privater Einkommensschwä­
che sondern vielmehr die Konsequenz ei­
ner zu stark investitions- und devisenorien­
tierten staatlichen Wirtschaftslenkung war, 
das belegt auch die relativ hohe Sparquote 
privater Haushalte. Die Sparquote von Ar­
beiter- und Angestelltenhaushalten in der 
DDR bewegte sich im Untersuchungszeit­
raum seit dem Jahr 1960 zunächst auf ver­
gleichweise niedrigem Niveau, stieg aber 
dann Anfang der achtziger Jahre kräftig an 
und erreichte beispielsweise mit elf gegen­
über zwölfeinhalb Prozent im Jahr 1988 
fast die Höhe der Sparquote der privaten 
Haushalte in der Bundesrepublik Deutsch­
land. Nach den Volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnungen, die das Statistische Bun­
desamt kürzlich für die fünf neuen Bundes­
länder zurückreichend bis in das Jahr 1985 
vorgelegt hat, übertraf die Sparquote aller 
privaten Haushalte in der ehemaligen Deut­
schen Demokratischen Republik sogar ge­
ringfügig die aller Privathaushalte in der 
Bundesrepublik.
Betrachtet man die Sparquote privater Haus­
halte in den fünf neuen Bundesländern et­
was genauer, so zeigen sich im Jahr 1990 
interessante Entwicklungen. Bei Arbeiter­
und Angestelltenhaushalten lag die Spar­
quote in der ersten Jahreshälfte mit fast 
zwanzig Prozent des verfügbaren Haus­
haltseinkommens deutlich über dem Jahres­
durchschnitt von rund dreizehn Prozent und 
sank dann im zweiten Halbjahr auf rund 
acht Prozent. Dagegen verlief bei Rentner­
haushalten ohne Arbeitseinkommen die 
Entwicklung genau umgekehrt. Hier lag 
die Sparquote im ersten Halbjahr unter drei 
Prozent und stieg dann in der zweiten Jah­
reshälfte auf acht Prozent des verfügbaren 
Haushaltseinkommens an. Die Gründe für 
diese gegensätzlichen Entwicklungen dürf­
ten vielfältig sein. Eine wichtige Rolle spie­
len dabei sicher unterschiedliche Konsum­
bedürfnisse und Zukunftserwartungen.
In der Bundesrepublik Deutschland läßt 
sich die Spartätigkeit privater Haushalte 
vollständig den beiden Hauptmotiven 
Zwecksparen und Vorsorgesparen zuord­
nen. In der Deutschen Demokratischen 
Republik dagegen war die Spartätigkeit der 
privaten Haushalte neben diesen beiden 
grundlegenden Sparmotiven auch durch 
angebotsbedingtes „Zwangssparen“ ge­
kennzeichnet. Die privaten Haushalte in 
beiden deutschen Staaten haben im Verlauf
der Jahre nicht unbeträchtliche private Ver­
mögen angesammelt, die unabhängig von 
den jeweiligen Sparmotiven auch für die 
Sicherheit der materiellen Versorgung be­
deutsam werden können. In der Bundesre­
publik wäre ein privater Haushalt bei voll­
ständigem Ausfall seines Haushaltseinkom­
mens im Durchschnitt rund zwei Jahre in 
der Lage, sein aktuelles Konsumniveau al­
lein durch die Auflösung des Vermögens 
ohne wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen auf­
rechtzuerhalten. Die potentielle Sicherheit 
der materiellen Versorgung durch Vermö­
gensauflösung hätte auch bei Arbeiter- und 
Angestelltenhaushalten in der DDR unmit­
telbar vor der politischen Wende für einen 




Soziale Indikatoren entfalten ihre Aussage­
kraft und Interpretationsmöglichkeiten in 
vollem Umfang nur in dem gesellschaftli­
chen und historischen Kontext für den sie 
konzipiert wurden. Aus diesem Grund ist 
eine Gegenüberstellung der Entwicklung 
der Einkommenssituatiori privater Haus­
halte in der Bundesrepublik Deutschland 
und der ehemaligen Deutschen Demokrati­
schen Republik mit Hilfe von Indikator­
zeitreihen, die einem System sozialer Indi­
katoren für die Bundesrepublik entstam­
men, nur mit gewissen Einschränkungen 
möglich. Gleichwohl können durch diese 
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fahrtsrelevanter Aspekte der Entwicklung 
der materiellen Versorgung privater Haus­
halte in beiden deutschen Staaten angemes­
sen beleuchtet werden. Allerdings ist dabei 
immer zu berücksichtigen, daß es sich um 
zwei Staaten mit unterschiedlichen politi­
schen und wirtschaftlichen Ordnungen han-
Die beträchtliche Zunahme des Anteils äl­
terer Menschen in unserer Gesellschaft, die 
sich nach allen Bevölkerungsprognosen 
auch zukünftig fortsetzen wird, hat das In­
teresse an dieser Bevölkerungsgruppe er­
heblich verstärkt. So auch bei der Friedrich- 
Ebert-Stiftung, die neben dem grundsätzli­
chen wissenschaftlichen Interesse auch ein 
spezielles bildungspolitisches Interesse an 
der wachsenden Gruppe der Älteren hat. 
Weil die Älteren in der Teilnehmerstatistik 
der Erwachsenenbildung der Stiftung un­
terrepräsentiert sind, hat die Friedrich-Ebert- 
Stiftung in der ersten Jahreshälfte 1990 bei 
einer Arbeitsgemeinschaft von drei sozial­
wissenschaftlichen Instituten eine Studie 
zur Lebenssituation älterer Menschen in 
Auftrag gegeben, um das Bildungsangebot 
der Stiftung besser als bisher auf die spezi­
ellen Bedürfnisse älterer Menschen abstim­
men zu können. Die vorliegende Publikati­
on faßt die empirischen Ergebnisse dieses 
Forschungsprojekts zusammen.
Die Älteren, darunter werden in der Studie 
die Menschen im Alter zwischen 55 und 70 
Jahren verstanden, befinden sich in einer 
Lebensphase des Umbruchs: Die 55- bis 
60jährigen beginnen sich auf ihren Ruhe­
stand hin zu orientieren. Im Alter zwischen 
61 und 65. Jahren etwa erfolgt dann der 
Eintritt in diesen neuen Lebensabschnitt. 
Und zwischen 66 und 70 Jahren schließlich 
richten sich die Älteren in ihrer neuen Le­
bensphase ein. Diese verschiedenen Zeitab­
schnitte werden in der Studie dazu genutzt, 
die älteren Menschen in drei Gruppen zu 
unterteilen.
Die empirischen Ergebnisse zeigen deutli­
che Unterschiede zwischen den verschie­
denen Altersgruppen, die insbesondere bei 
den psychologischen Aspekten der Lebens­
situation auch auf die unterschiedlichen 
Sozialisationsbedingungen in der Jugend 
zurückgeführt werden. Die nationalsoziali­
stische Diktatur, den Zweiten Weltkrieg 
sowie den anschließenden Wiederaufbau 
haben die drei Altersgruppen in ganz unter-
delte, woraus sich unterschiedliche gesell­
schaftliche Rahmenbedingungen für die 
Entstehung und Verwendung des Einkom­
mens der privaten Haushalte ergaben.
Erich Wiegand 
(Tel.: 0621/18004-15)
schiedlichen Lebensabschnitten erfahren. 
Die Ergebnisse der Studie machen deut­
lich, daß es sich genauso wie bei den Ju­
gendlichen auch bei den Älteren um keine 
homogene Bevölkerungsgruppe handelt. 
Das gilt für die materiellen und die psycho­
logischen Aspekte der Lebenssituation äl­
terer Menschen gleichermaßen. Der aktive, 
kontakt- und konsumfreudige ältere 
Mensch, wie er in der Werbung gewöhnlich 
dargestellt wird, ist in der Realität genauso 
anzutreffen wie der gesundheitlich beein­
trächtigte, dessen individuelle Entfaltungs­
möglichkeit zudem noch durch mangelnde 
Erfahrungen mit der Gestaltung persönli­
cher Freiräume und fehlende finanzielle 
Ressourcen stark eingeschränkt sind.
Die Analyse und Interpretation der empiri­
schen Ergebnisse werden überwiegend 
durch zwei sozialwissenschaftliche Kon­
zepte strukturiert: den Milieuansatz sowie 
die Lebensstilforschung. Der Milieuansatz 
nimmt Bezug auf die soziale Lage einer­
seits und Wertorientierungen sowie lebens- 
weltiiche Sinn- und Kommunikationszu­
sammenhänge andererseits. Menschen, die 
sich in ihrer Lebensauffassung und Lebens­
weise ähneln, werden dem gleichen sozia­
len Milieu zugeordnet. Dadurch lassen sich 
für die Bundesrepublik acht zentrale So­
zialmilieus mit jeweils charakteristischen 
Einstellungen und Lebensorientierungen 
unterscheiden. Als globales Ergebnis bleibt 
festzuhalten, daß die Milieustruktur der 
Älteren von jener der Gesamtbevölkerung 
signifikant abweicht. Verschiedene Lebens­
welten wie das konservative gehobene Mi­
lieu, das kleinbürgerliche Milieu sowie das 
traditionelle Arbeitermilieu sind weit über­
proportional vertreten.
Der Begriff Lebensstil bezieht sich auf die 
Gesamtheit der Lebensorientierungen ei­
nes Menschen, die in erster Linie durch sein 
materielles, soziales und kulturelles Kapi­
tal geprägt werden. Das heißt konkret, der 
Lebensstil eines Menschen wird maßgeb­
lich durch die soziale Lage, die Lebenssi­
tuation sowie die Grundeinstellungen und 
Weitprioritäten bestimmt. In der vorliegen­
den Studie werden vier Lebensstile älterer 
Menschen mit jeweils spezifischen Orien­
tierungen unterschieden: die pflichtbewußt­
häuslichen Älteren (31 Prozent), die akti­
ven „neuen Alten“ (25 Prozent), die sicher- 
heits- und gemeinschaftsorientierten Älte­
ren (29 Prozent) und die resignierten Älte­
ren (15 Prozent).
Die empirischen Befunde der Studie zur 
Lebenssituation älterer Menschen lassen 
sich zu den folgenden zentralen Aussagen 
verdichten:
- Die Älteren leben überwiegend im eige­
nen Haushalt und mit steigendem Alter 
zunehmend allein. Dabei sind die objek­
tiven Wohnbedingungen in vielen Fällen 
unzureichend und werden subjektiv auch 
so wahrgenommen.
- Es gibt erhebliche Einkommensunter­
schiede zwischen den Älteren. Ein nicht 
unbedeutender Anteil, überwiegend Frau­
en, lebt in Armut.
- Die Älteren haben vor Eintritt in den 
Ruhestand hohe Erwartungen an ihre zu­
künftige Lebenssituation. Häufig kön­
nen die geplanten Aktivitäten jedoch nur 
zu einem geringen Teil realisiert werden. 
Gleichwohl wird eine überraschende 
Vielzahl sozialer Kontakte und Aktivitä­
ten sichtbar.
- In ihren politischen Erwartungen streben 
die Älteren vor allem nach materieller 
und sozialer Sicherheit. Diese Orientie­
rung wird in den nachfolgenden Genera­
tionen durch einen rasch voranschreiten­
den Wertewandel allerdings stark an Be­
deutung verlieren.
- Die Mehrheit der älteren Menschen emp­
findet sich von der Gesellschaft ausge­
grenzt.
Insgesamt stellt die vorliegende Publikati­
on über die Studie zur Lebenssituation der 
55- bis 70jährigen einen überaus gelunge­
nen Versuch dar, die Ergebnisse empiri­
scher Sozialforschung auf eine allgemein­
verständliche Weise darzustellen. Dadurch 
können diese Ergebnisse einerseits einer 
breiteren Öffentlichkeit leichter zugäng­
lich gemacht werden und andererseits ver­
bessern sich dadurch auch die Möglichkei­
ten ihrer Umsetzung in der gesellschaftli­
chen Praxis.
Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Die Älte­
ren. Zur Lebenssituation der 55- bis 70jäh- 
rigen. Bonn (Verlag J.H.W. Dietz Nachf. 
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